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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitnehmerschutz

Im September 2021 reichte Stefania Prezioso Batou (egsols, GE) ein Postulat ein, mit
dem sie den Bundesrat beauftragen wollte, ein Observatorium für Arbeitsgesundheit
und -unfälle zu schaffen. Dieses soll Daten über Arbeitsunfälle und über die
Gesundheit am Arbeitsplatz erheben sowie Präventionsmassnahmen empfehlen. Ein
Observatorium sei nötig, weil es an für die Entwicklung sinnvoller Politik hilfreichen
Daten mangle. Die vorhanden Daten wiesen zu viele Lücken auf, um Zusammenhänge
zwischen Arbeitstätigkeit und Unfällen beziehungsweise Krankheiten feststellen zu
können. Der Bundesrat erachtete ein solches Observatorium als unnötig, da die
bestehenden gesetzlichen Grundlagen bereits eine statistische Erfassung der Unfälle
und Krankheiten am Arbeitsplatz ermöglichten. Überdies argumentierte er, dass das
BFS und das SECO bereits Erhebungen und Analysen zu diesen Themen durchführten.
Der Nationalrat lehnte das Postulat in der Herbstsession 2023 mit 115 zu 68 Stimmen
ab. Es wurde einzig von der SP- und der Grünen-Fraktion unterstützt. Zuvor hatte
Bundesrat Alain Berset (sp, FR) auf das Projekt Gesundheit2030 verwiesen, in dessen
Rahmen die Gesundheit am Arbeitsplatz und Präventionsmassnahmen in Bezug auf
psychosoziale Belastungen bereits einen Schwerpunkt darstellten. 1

POSTULAT
DATUM: 14.09.2023
GIADA GIANOLA

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Mittels eines Postulats wollte Philippe Nantermod (fdp, VS) den Bundesrat dazu
auffordern, einen Bericht zu Gefälligkeitszeugnissen durch Ärztinnen und Ärzte und zu
entsprechenden Bekämpfungsmassnahmen zu erstellen. Ebenfalls Teil des Berichts soll
eine Statistik zu nachgewiesenen Betrugsfällen sein. Nachdem der Vorstoss im Juni
2022 von Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) und Baptiste Hurni (sp, NE) bekämpft worden
war, nahm sich der Nationalrat in der Herbstsession 2022 dem Geschäft an. Der
Postulant begründete seinen Vorstoss damit, dass zwar niemand die Notwendigkeit des
Schutzes der Arbeitnehmenden im Krankheitsfall in Frage stelle, dass es aber auch zu
Missbräuchen komme. Diese führten zu grossem Schaden bei den Unternehmen, wobei
insbesondere KMU hart getroffen würden. Leidtragende seien neben den
Arbeitgebenden auch die anderen Mitarbeitenden. Bekämpferin Prelicz-Huber
ihrerseits gab zu bedenken, dass die Ärztinnen und Ärzte durch das Postulat unter
Generalverdacht gestellt würden, obwohl sie keinen Vorteil aus einem
Gefälligkeitsgutachten zögen. Mit dem Eid des Hippokrates würden sich die Ärztinnen
und Ärzte verpflichten, «sowohl für die psychische als auch für die physische Genesung
der Patienten und Patientinnen alles zu tun». Ärztinnen und Ärzte seien «ein Ort der
Zuflucht», es gehe nicht an, dass Patientinnen und Patienten den Eindruck bekommen,
dass ihr Arzt oder ihre Ärztin von den Arbeitgebenden unter Druck gesetzt würden.
Gesundheitsminister Berset erklärte, der Bundesrat halte die Forderung des Postulats
für berechtigt. Er wies jedoch darauf hin, dass das Erstellen von Statistiken durch das
Arztgeheimnis relativ schwierig sein dürfte. Der Nationalrat nahm das Postulat mit 126
zu 55 Stimmen (bei 8 Enthaltungen) an. Während sich die Fraktionen der SP und der
Grünen gegen den Vorstoss aussprachen, stimmten die bürgerlichen Fraktionen und die
GLP dafür. 2

POSTULAT
DATUM: 27.09.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

1) AB NR 2023, S. 1533 ff.; Po. 21.4094
2) AB NR, 2022, S. 1299 ; AB NR, 2022, S. 1758 f.
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